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A 0226/2017 (STK) 

Auftrag überparteilich: Anpassung der Zustellungsregelung im kantonalen Verfah-

rensrecht (13.12.2017)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, das kantonale Verfahrensrecht, namentlich das Gesetz 

über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (VRG, BGS.124.11), betreffend die Zustellung 

von behördlichen Urkunden an die Bestimmungen des eidgenössischen Verfahrensrechts an-

zugleichen (Art. 136ff. ZPO, Art. 85 StPO, Art. 44 Abs. 2 BGG). Die ordentliche, fristauslösende 

Zustellung von Vorladungen, Verfügungen und Entscheiden aller Verwaltungs- und Verwal-

tungsgerichtsbehörden soll demnach durch eingeschriebene Postsendung oder auf andere 

Weise gegen Empfangsbestätigung erfolgen. Die ausserordentliche Eröffnung von Entschei-

den in mündlicher Form oder durch Publikation im Amtsblatt soll, soweit zwingend erforder-

lich, weiterhin zulässig bleiben, allenfalls sich aufdrängende Ausnahmen sind in einem for-

mellen Gesetz zu regeln. 

 

Begründung 13.12.2017: schriftlich. 

 

Gemäss den Bestimmungen über das Verfahren vor Verwaltungsbehörden sind Verfügungen 

und Entscheide den Parteien schriftlich zu eröffnen, soweit nötig oder durch Gesetz vorge-

schrieben zu begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen (§21 VRG). Das 

kantonale Verfahrensrecht unterscheidet sich demnach in einem entscheidenden Punkt vom 

schweizerischen Verfahrensrecht. Gemäss den schweizerischen Prozessordnungen erfolgt die 

Eröffnung von Vorladungen, Verfügungen und Entscheiden durch eingeschriebene Postsen-

dung oder auf andere Weise gegen Empfangsbestätigung. Den kantonalen Behörden ist so-

mit die Möglichkeit geboten, Zustellungen mit einfacher Schriftlichkeit vorzunehmen und 

dadurch eine Frist auszulösen, ohne dass der Empfang bestätigt wird. Sie machen davon auch 

Gebrauch, wie die Antwort der Regierung auf die Kleine Anfrage des Erstunterzeichneten 

(Fristenfalle A-Post Plus K 201/2017) bestätigt hat. Es handelt sich um eine veritable Fristenfal-

le, welche den Rechtsuchenden, sogar den Fachleuten unter ihnen, zum Verhängnis werden 

kann. Namentlich bei A-Post Plus erkennt der Empfänger nicht ohne eigene Recherche (Track 

& Trace), wann der massgebende Empfang eines uneingeschriebenen Briefes erfolgte. Nimmt 

der Empfänger den Brief erst am Folgetag oder noch später faktisch entgegen, besteht die 

Gefahr, eine Frist zu verpassen. Es existieren Gerichtsentscheide, wo Rechtssuchende in diese 

Fristenfalle getappt sind, die Rechtsprechung ist zu deren Nachteil (z.B. BGer 2C_430/2009, 

betreffend das Steueramt Solothurn, 2C_570/2011 vom 24. Januar 2012 (E. 4.2), 2C_68/2014 

vom 13. Februar 2014 (E. 2.2 f.) und 8C_573/2014 vom 26. November 2014 (E. 2 f.) und nimmt 

auch in Kauf, dass eine Frist am Sonntag ausgelöst wird (z.B. BGer 8C_198/2015 vom 

30.04.2015). Die Eröffnung von Entscheiden ohne Empfangsbestätigung ist somit erwiese-

nermassen problembeladen. Sie ist im kantonalen Verfahrensrecht zu unterbinden, so wie sie 

in allen übrigen Prozessordnungen unterbunden worden ist. Gemäss Antwort der Regierung 

zur Kleinen Anfrage kommt A-Post Plus auch zur Anwendung, wenn unklar ist, ob die Zustell-

fiktion gilt. Die neue gesetzliche Regelung kann und soll im Interesse der Verwaltung und 

einer klaren Reglung auch definieren, wann und wie die Zustellfiktion zum Tragen kommen 

soll. Allfällige Ausnahmen, bspw. bei der Veranlagung von Steuern, sind nicht per se auszu-

schliessen, sie müssten jedoch hinreichend begründet sein und wären in einem formellen Ge-

setz zu regeln. 



Mit der Umsetzung des Auftrages müssen nicht Mehrkosten verbunden sein: das Versenden 

von A und B-Post durch Behörden, beispielsweise die Eröffnung von Steuerveranlagungen, ist 

ohne Weiteres zulässig und wird auch im Straf- und Zivilprozess praktiziert. Die Behörde ist 

lediglich gehalten, die Zustellung allenfalls mittels Einschreiben zu wiederholen oder bei be-

kannten Problemfällen und schwierigen Entscheiden diese sogleich präventiv eingeschrieben 

zu eröffnen. Entscheidet sich die Behörde für eine Eröffnung per Einschreiben anstatt mit A-

Post Plus ist die Preisdifferenz gering, entscheidet sie sich für eine Zustellung via A-Post an-

statt A-Post Plus, ist eine Kosteneinsparung die Folge. 
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